
die Fahrerlaubnis auf die Dauer von sechs Monaten 
entzogen worden. Außerdem hatte er bei anderer Ge­
legenheit wegen des gleichen Delikts eine Strafver­
fügung über 100 DM erhalten. Auch in diesem Falle 
war offensichtlich, daß die Ursachen der wiederholten 
Rechtsverletzungen nicht durch den Erlaß eines Straf-' 
befehls beseitigt werden konnten.

Verfahren’ bei Erlaß eines Strafbefehls
Auch im Strafbefehlsverfahren gelten die Grundsätze 
des Rechtspflegeerlasses über die Einbeziehung der 
Öffentlichkeit. Entsprechend dem Charakter, dem Um­
fang und der Bedeutung der im Strafbefehlsverfahren 
zur Aburteilung kommenden Delikte ist jedoch zu be­
achten. daß hier grundsätzlich ein geringerer gesell­
schaftlicher Aufwand erforderlich ist als im Hauptver­
fahren. Die Einbeziehung der gesellschaftlichen Kräfte 
sollte selbstverständlich auch hier bereits im Ermitt­
lungsverfahren erfolgen. Die Auswertung dieser Ver­
fahren muß aber im richtigen Verhältnis zu der vor­
gesehenen vereinfachten Verfahrensweise stehen.
Das Kreisgericht Sonneberg hat gegen einen sonst gut 
beleumdeten selbständigen Schuhmacher einen Straf­
befehl wegen Fahrens eines Fahrrades unter erheb­
lichem Alkoholeinfluß erlassen. Aus den Akten war 
ersichtlich, daß bereits im Ermittlungsverfahren eine 
Auswertung in der Hausgemeinschaft des Beschuldigten 
stattgefunden hatte. Das Gericht organisierte dann aber 
noch eine Einwohnerversammlung im Wohnbezirk, auf 
der dieses Verfahren nochmals ausgewertet wurde; am 
Schluß dieser Veranstaltung wurde dem Beschuldigten 
der Strafbefehl ausgehändigt. Diese wiederholten Aus­

wertungen standen in keinem Verhältnis zu der Ge­
fährlichkeit der Handlung des Beschuldigten. 
Grundsätzlich hat vor Erlaß eines Strafbefehls durch 
das Gericht, d. h. im Beisein der Schöffen, eine Aus­
sprache mit den Beteiligten stattzufinden. Die Hinzu­
ziehung eines Vertreters des Kollektivs ist in der Regel 
ebenfalls erforderlich. Von dieser Aussprache sollte nur 
in begründeten Ausnahmefällen Abstand genommen 
werden. Wohnt der Beschuldigte vom Sitz des Kreis­
gerichts weit entfernt, so sollte gegebenenfalls ein an­
deres Kreisgericht im Wege der Rechtshilfe ersucht 
werden, die Aussprache durchzuführen. Keinesfalls darf 
auf die Aussprache verzichtet werden, wenn der Be­
schuldigte zu dem vorgesehenen Termin nicht erscheint. 
Es besteht auch Veranlassung darauf hinzuweisen, daß 
das Gericht bei der Durchführung der Aussprache und 
der damit verbundenen Rechtsmittelbelehrung darauf 
achten muß, daß beim Beschuldigten nicht der Ein­
druck entsteht, als werde der Strafbefehl nur dann er­
lassen, wenn er auf Rechtsmittel verzichte.
Sind die Voraussetzungen für den Erlaß eines Straf­
befehls nicht gegeben oder hält das Gericht eine andere 
als die beantragte Geldstrafe für angemessen, so gibt 
es die Sache gern. § 255 StPO an den Staatsanwalt zu­
rück. Die Rückgabe erfolgt durch begründeten, be­
schwerdefähigen Beschluß des Gerichts.
Der Staatsanwalt kann, sofern er nicht Beschwerde ein­
legt, Anklage erheben, die Sache an die Konflikt- oder 
Schiedskommission übergeben oder einen neuen Straf­
befehl beantragen, wenn er nunmehr auf Grund des 
Rückgabebeschlusses eine der Höhe nach anders bemes­
sene Geldstrafe für richtig hält.

HELMUT KEIL, Direktor des Bezirksgerichts Cottbus

Die Heranziehung von Verfahren an das Bezirksgericht 
— ein Instrument zur Leitung der Rechtsprechung

Die Festlegung im § 28 GVG, daß das Bezirksgericht 
auch für die Verhandlung und Entscheidung von erst­
instanzlichen Straf-, Zivil-, Familen- und Arbeits­
rechtssachen zuständig ist, die wegen ihrer Bedeutung, 
Folgen oder Zusammenhänge an das Bezirksgericht 
herangezogen werden, ist keine bloße Zuständigkeits­
regelung, sondern ein wichtiges Instrument für die un­
mittelbare Leitung der Rechtsprechung im Bezirk. Die 
richtige Handhabung des § 28 GVG hilft dem Bezirks­
gericht maßgeblich, qualifiziert, politisch orientierend, 
vorausschauend und operativ zu leiten und seine 
Tätigkeit in Übereinstimmung mit den gesamtstaat­
lichen Aufgaben durchzuführen.
Insbesondere gilt es, den Zusammenhang zwischen dem 
neuen ökonomischen Leitungssystem der Volkswirt­
schaft und der Anwendung des § 28 GVG bei öko­
nomisch bedeutsamen Verfahren zu sehen und die Mög­
lichkeiten der unmittelbaren Zusammenarbeit mit den 
wirtschaftsleitenden Organen, wie dem Bezirkswirt­
schaftsrat und den VVBs. für die wirksame Vorberei­
tung, Durchführung und Auswertung dieser Verfahren 
zu nutzen1.

1 Vgl. hierzu die Richtlinie tür das neue ökonomische System 
der Planung und Leitung der Volkswirtschaft. Berlin 1963, 
S. 28—34: Walter Ulbricht, Das neue ökonomische System der 
Planung und Leitung der Volkswirtschaft in der Praxis. Berlin 
1963, S. 99—102: Walter Ulbricht, die Durchführung der ökono­
mischen Politik im Planjahr 1964 unter besonderer Berück­
sichtigung der chemischen Industrie, Berlin 1964, S. 50-52.

So wurde z. B. dem Bezirksgericht vom Kreisgericht 
Hoyerswerda mitgeteilt, daß eine Anklage wegen fahr­
lässiger Tötung — die Angeklagten hatten im Schacht 
eines Braunkohlenwerkes eine unerlaubte Seilfahrt zu­
gelassen — eingegangen sei. Diese Strafsache wurde an 
das Bezirksgericht herangezogen, weil nicht nur die 
Folgen der fahrlässigen Handlung der Angeklagten sehr 
schwerwiegend waren, sondern das Verfahren auch 
grundsätzliche Fragen der Ausbildung und Anleitung der 
Aufsichtsführenden im Schacht berührte und ein enges 
Zusammenwirken mit den wirtschaftsleitenden Or­
ganen, insbesondere mit der WB Braunkohle Cottbus 
(Sitz Senftenberg), erforderlich machte. Die Sache 
wurde dem für Bergbauverfahren zuständigen Richter 
übergeben, der lange Zeit im Bergbau tätig gewesen 
war und eine enge Verbindung zur WB Braunkohle 
hat. Mit Hilfe der WB und der Schöffenarbeitsgruppe 
Bergbau des Bezirksgerichts, die von dem betreffenden 
Richter geleitet wird, war es möglich, das Strafver­
fahren sehr gründlich vorzubereiten und die Sicher­
heitsverantwortlichen für Seilfahrten aus dem gesam­
ten Bereich der WB in das Verfahren einzubeziehen.

Die Hauptverhandlung, an der ein Bergbauingenieur 
und ein Dispatcher aus dem Braunkohlenbergbau als 
Schöffen teilnahmen, schuf auf Grund der Sachkunde 
des Gerichts und der umfangreichen Vorbereitungen 
gemeinsam mit der WB gute Voraussetzungen für
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